
Haas/Kahlert: Die Zukunft der Sportschiedsgerichtsbarkeit nach ISU und RFC 
Seraing

SpuRt 2025, 221

Die Zukunft der Sportschiedsgerichtsbarkeit nach ISU und RFC Seraing

Von Prof. Dr. Ulrich Haas und Rechtsanwalt Dr. Heiner Kahlert, Zürich/München*

Aus der Entscheidung des EuGH im ISU-Fall1 wurde in ersten Reaktionen verschiedentlich 

geschlussfolgert, dass Schiedsvereinbarungen zum Court of Arbitration for Sport (CAS) 

wegen Verstoßes gegen EU-Kartellrecht die Anerkennung innerhalb der EU zu versagen sei.2 

Die Schlussanträge der Generalanwältin im Verfahren RFC Seraing gegen FIFA u. a. 

wiederum wollen den CAS zu einem Vereinsgericht degradieren, dessen Entscheidungen in 

Bezug auf die Anwendung von EU-Recht nicht der materiellen Rechtskraft fähig sind, 

sondern einer europarechtlichen révision au fond unterliegen.3 Zwar beziehen sich sowohl 

die genannte EuGH-Entscheidung als auch die Schlussanträge auf den CAS, sie müssen 

aber konsequenterweise auch Geltung beanspruchen für sämtliche anderen 

Sportschiedsgerichte, welche die Charakteristiken aufweisen, an denen die Bedenken von 

EuGH bzw. Generalanwältin ansetzen. Der vorliegende Beitrag untersucht, welche 

Schlussfolgerungen sich aus den Äußerungen von EuGH und Generalanwältin für die 

Zukunft der Sportschiedsgerichtsbarkeit ziehen lassen.

The article examines the implications of the ECJ’s judgment in the ISU case and the 

Advocate General’s opinion in the RFC Seraing matter on the future of sports arbitration. It 

explains that the ISU judgment did not in fact find CAS arbitration agreements to be in 

violation of EU law. In any case, such view would violate both the New York Convention and, 

in anti-doping cases, the International Convention against Doping in Sport, and finds not 

support in EU law. In respect of the Advocate General’s opinion in RFC Seraing, the authors 

respectfully opine that the Advocate General misconceived the characteristics of sports 

arbitration and suggested an approach that would be in violation of the New York 

Convention. Contrary to her view, review of CAS awards (and other sports arbitration 

decisions) should be limited to those elements of EU law that form part of the public policy. 

If the ECJ were to follow the General Advocate’s view, or even find CAS arbitration 

agreements to be in violation of EU law, this would result not only in a breach of public 

international law but also undermine 
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significantly the uniform application of sporting regulations world-wide, which is 

unanimously viewed as a prerequisite for safeguarding fairness in sports.

I. Ausprägungen der Sportschiedsgerichtsbarkeit

1. Schiedsort

Es gibt diverse nationale Sportschiedsgerichte, bei denen der Schiedsort (im Sinne von § 

1043 Abs. 1 ZPO)4 innerhalb der EU liegt, so etwa das von der Deutschen Institution für 
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Schiedsgerichtsbarkeit (DIS) verwaltete Deutsche Sportschiedsgericht.5 Zahlreiche wichtige 

Sportschiedsgerichte haben ihren Sitz jedoch außerhalb der EU. Das gilt insbesondere für 

das weltweit wichtigste Sportschiedsgericht, den CAS, bei dem der Schiedsort gemäß 

anwendbarem Regelwerk in Lausanne6 liegt. Ebenfalls ein Schweizer Schiedsort (Genf)7 ist 

in der Schiedsordnung des Basketball Arbitral Tribunal (BAT) vorgesehen. Beim BAT 

handelt es sich wohl nach Fallzahlen um das zweitgrößten Sportschiedsgerichts der Welt.8 

Ein weiteres internationales Sportschiedsgericht mit hohen Fallzahlen ist Sport 

Resolutions,9 dessen Regelwerk London10 als Schiedsort bestimmt. Zudem gibt es 

naturgemäß viele nationale Sportschiedsgerichte außerhalb der EU, etwa New Era ADR in 

den USA.11 Auch bei ihnen kann praktisch relevant sein, ob die Schiedsvereinbarung bzw. 

der Schiedsspruch innerhalb der EU anzuerkennen ist, bspw. wenn ein US-amerikanischer 

Athlet von New Era ADR mit einer (nicht vor dem CAS angefochtenen) Wettkampfsperre 

belegt wird und im Widerspruch hierzu an einer innerhalb der EU stattfindenden 

Weltmeisterschaft teilnehmen möchte.

Die Frage, ob und welche Wirkungen ein außerhalb der EU erlassener Schiedsspruch in 

Mitgliedstaaten der EU hat, richtet sich nach dem New Yorker Übereinkommen über die 

Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche (UNÜ).12 Dieses gilt immer 

dann, wenn der Staat, in welchem um die Anerkennung und Vollstreckung des 

Schiedsspruchs bzw. der Schiedsvereinbarung13 nachgesucht wird (sog. Exequaturstaat), 

das UNÜ ratifiziert hat, und der Schiedsort außerhalb dieses Staates liegt. Weltweit haben 

über 170 Staaten das UNÜ ratifiziert,14 darunter sämtliche EU-Mitgliedsstaaten sowie die 

Schweiz, England und die USA. Aus Sicht aller EU-Mitgliedstaaten fallen deshalb 

Schiedsvereinbarungen zugunsten bzw. Schiedssprüche des CAS in den 

Anwendungsbereich des UNÜ. Dasselbe gilt für die anderen oben genannten (und weitere) 

Sportschiedsgerichte mit Schiedsort außerhalb der EU.

2. Freiwilligkeit

Nicht immer, aber in vielen Fällen ist im Sport die Freiwilligkeit der Parteien, eine 

Schiedsvereinbarung abzuschließen, beschränkt. Das ist insbesondere der Fall, wenn der 

Abschluss einer Schiedsvereinbarung Voraussetzung für die Teilnahme am sportlichen 

Wettbewerb ist. Dann handelt es sich um eine zwangsweise (in der Terminologie des 

EGMR15) bzw. fremdbestimmt (in der Terminologie von BGH16 und BVerfG17) 

abgeschlossene Schiedsvereinbarung mit der Folge, dass bestimmte – auf staatliche 

Gerichtsverfahren zugeschnittene – Verfahrensregeln Anwendung finden, die für 

Schiedsverfahren ansonsten nicht gelten, insbesondere die in Art. 6 EMRK verbürgten 

Garantien.18

Ein von den Sportverbänden ausgeübter Druck, Schiedsvereinbarungen abzuschließen, ist 

vor allem dort anzutreffen, wo die Einheitlichkeit der Regelanwendung Grundvoraussetzung 

für die Fairness im sportlichen Wettkampf ist. Hierfür bedarf es einer einheitlichen 
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Rechtsprechung, die nur durch eine Zuständigkeitskonzentration bei einem Forum erreicht 

werden kann.19 Das bekannteste Beispiel ist die im Welt Anti-Doping Code („WADC“) 

zwingend vorgesehene letztinstanzliche Zuständigkeit des CAS für alle dopingbezogenen 

Streitigkeiten. Diese Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass es sich bei dem 

Spitzensport um ein transnationales Phänomen handelt, bei dem man von Sportlern nur 

verlangen kann, sich den Bestimmungen des WADC zu unterstellen, wenn alle 

Wettbewerber in gleicher Weise gebunden sind. Um den Zugang zum Recht für die 

Regelunterworfenen zu erleichtern, wird die letztinstanzliche Zuständigkeit des CAS häufig 

durch die Zuständigkeit anderer „echter“20 Schiedsgerichte auf der Ebene der ersten Instanz 
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flankiert (bspw. das Deutsche Sportschiedsgericht bei vielen deutschen 

Sportfachverbänden). Aber auch bei Streitigkeiten über – mit dem sportlichen Wettkampf 

zusammenhängende – Disziplinarstrafen, Transfergenehmigungen, Wettkampfergebnisse 

oder die Nominierung zu Wettkämpfen ist es essenziell, dass für alle Teilnehmer 

einheitliche Regeln gelten, die auch einheitlich angewandt werden. Daher ist auch hier, 

jedenfalls auf internationaler Ebene, von allen Beteiligten typischerweise die Zuständigkeit 

des CAS oder eines anderen Sportschiedsgerichts als Voraussetzung für die Teilnahme am 

sportlichen Wettkampf anzuerkennen. 

Umgekehrt haben Parteien im Sport regelmäßig die freie Wahl, ob sie eine 

Schiedsvereinbarung schließen möchten, wenn es um rein kommerzielle Streitigkeiten, 

insbesondere Vertragsstreitigkeiten geht. So besteht bspw. eine Zuständigkeit des BAT 

ausschließlich dann, wenn Vertragsparteien die Zuständigkeit des BAT vereinbaren,21 

während sich in den Statuten des internationalen Basketballverbands keine entsprechende 

Schiedsklausel findet.

3. Vollstreckung

In den Fällen ISU und RFC Seraing wurde von EuGH bzw. Generalanwältin schließlich – in 

(versuchter) Abgrenzung zur Handelsschiedsgerichtsbarkeit – der Umstand hervorgehoben, 

dass Sportschiedssprüche mitunter keiner Vollstreckung bedürfen. Es ist insoweit sogar die 

Rede davon, dass die Verbände die Schiedssprüche des CAS selbst vollstrecken könnten.22 

Zwar soll in Anlehnung hieran auch im Folgenden der Einfachheit halber von 

„selbstvollstreckenden“ Schiedssprüchen gesprochen werden, diese Terminologie ist aber – 

mindestens – missverständlich. Denn der Sache nach handelt es sich schlicht um 

Schiedssprüche mit nicht vollstreckungsfähigem Inhalt. 

So werden in Sportschiedsverfahren häufig Feststellungs- oder Gestaltungsklagen erhoben, 

deren Streitgegenstand die Rechtmäßigkeit einer (Verwaltungs- oder Disziplinar-

)Maßnahme eines Sportverbandes ist, gegen die sich Regelunterworfene wehren. Hat bspw. 

ein Verband gegen einen Sportler eine Wettkampfsperre verhängt und will dieser sie 
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beseitigen, geht es um die korporationsrechtliche Anfechtung eines Beschlusses einer 

Personenvereinigung, nämlich des Beschlusses, durch den die Sperre ausgesprochen 

wurde. Bei dieser Anfechtung handelt es sich je nach Art der Personenvereinigung und des 

Anfechtungsgrund sowie je nach Rechtsordnung um eine (negative) Feststellungsklage 

oder eine Gestaltungsklage.23 Unabhängig davon, ob solchen Klagen stattgegeben wird, 

haben die Entscheidungen – außer in Bezug auf die Kosten – keinen vollstreckungsfähigen 

Inhalt.24 Obsiegt der Verband, bleibt im genannten Beispiel also die Anfechtung der 

Wettkampfsperre erfolglos, muss (und kann) der Verband – abgesehen von einem etwaige 

Kostenerstattungsanspruch – nichts vollstrecken, sondern wird den Athleten schlicht an 

seinen Wettbewerben nicht teilnehmen lassen.

Allerdings sollte nicht vergessen werden, dass es im Sport auch sehr viele Fälle gibt, in 

denen von der anderen Partei eine Handlung oder Unterlassung, insbesondere eine Zahlung, 

begehrt wird. Beim CAS ist dies in der Mehrzahl der Schiedsverfahren der Fall, beim BAT 

werden sogar fast ausschließlich Leistungsklagen in der Form von Zahlungsanträgen 

verhandelt. Hier kann der obsiegende Kläger den Schiedsspruch – selbstverständlich – 

nicht einfach „selbst vollstrecken“. Umgekehrt fehlt es bei Entscheidungen, mit denen 

Leistungsklagen abgewiesen wird, allerdings an einem vollstreckungsfähigen Inhalt, sieht 

man einmal von dem Ausspruch zu den Kosten ab. 

All dies gilt in genau derselben Weise aber auch in der Handelsschiedsgerichtsbarkeit (und 

bei entsprechenden Urteilen staatlicher Gerichte). Die Existenz „selbstvolltreckender“ 

Schiedssprüche ist also – anders es im ISU-Urteil und in den Schlussanträgen in RFC 

Seraing den Eindruck erweckt – keine Besonderheit der Sportschiedsgerichtsbarkeit. 

Allenfalls sind solche Schiedssprüche im Sport öfter anzutreffen als in der 

Handelsschiedsgerichtsbarkeit.25 Auch in der Handelsschiedsgerichtsbarkeit darf man aber 

annehmen, dass mehr als die Hälfte der Schiedssprüche (abgesehen von der 

Kostenentscheidung) „selbstvollstreckend“ sind, wenn man davon ausgeht, dass statistisch 

die Hälfte der Klagen abgewiesen wird und zudem ein Teil der obsiegenden Klagen 

Gestaltungs- oder Feststellungsklagen sind. 

II. Anerkennungsfähigkeit von Sportschiedsvereinbarungen bei Schiedsort außerhalb der EU

1. Keine Aussage hierzu in ISU und RFC Seraing

Wie eingangs erwähnt, wird aus der ISU-Entscheidung des EuGH zum Teil gefolgert, dass 

CAS-Schiedsvereinbarungen innerhalb der EU wegen Verstoßes gegen EU-Kartellrecht keine 

Rechtswirkungen entfalten könnten, weil es sich um Zwangsschiedsverfahren handele, der 

Schiedsort in der Schweiz liege und CAS-Schiedssprüche „selbstvollstreckend“ seien. Dass 

diese Annahme in ihrer Pauschalität nicht stimmen kann, ergibt sich bereits daraus, dass 

nur eine Minderheit aller CAS-Schiedsverfahren auf fremdbestimmt geschlossenen 

Schiedsvereinbarungen beruhen und zu „selbstvollstreckenden“ Schiedssprüchen führen 

können. Die von manchen aus dem ISU-Urteil gezogene Schlussfolgerung kann daher – 
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wenn überhaupt – nur auf bestimmte CAS-Schiedsvereinbarungen zutreffen. Umgekehrt 

müssten die Vertreter dieser Ansicht dieselbe Schlussfolgerung konsequenterweise aber 

auch für 
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alle anderen Sportschiedsgerichte mit Sitz außerhalb der EU postulieren, soweit diese auf 

fremdbestimmt geschlossenen Schiedsvereinbarungen beruhen und zu 

„selbstvollstreckenden“ Schiedssprüchen führen. Dies würde bspw. auf bestimmte 

Schiedsvereinbarungen – etwa im Bereich Anti-Doping – zugunsten von Sport Resolutions 

oder New Era ADR zutreffen. 

Indes lässt sich eine derartige Aussage der ISU-Entscheidung überhaupt nicht entnehmen. 

Wie bereits die Kommission26 entschied der EuGH (entgegen dem EuG27) lediglich, dass ein 

anderweitiger, im materiellen Regelwerk der ISU gesehener Verstoß gegen EU-Kartellrecht 

vertieft werde, wenn versucht werde, diesen durch eine Schiedsvereinbarung zum CAS 

abzusichern. Hingegen nimmt der EuGH mit keiner Silbe Anstoß an dem von Kommission 

und EuG ausdrücklich gefundenen Ergebnis, dass die Schiedsvereinbarung selbst gerade 

nicht gegen EU-Recht verstößt.28 Zudem wird es gerade in denjenigen Bereichen des Sports, 

in denen typischerweise Schiedsvereinbarungen zwingend zu unterzeichnen sind, in aller 

Regel bereits an einem Anknüpfungspunkt für einen materiell-rechtlichen Verstoß gegen EU-

Kartellrecht fehlen. Denn in diesen Fällen geht es, wie bereits erwähnt, zumeist um 

Regelungen, welche unmittelbar die Fairness des sportlichen Wettkampfs sicherstellen 

sollen. Solche Regelungen werden nach Rechtsprechung des EuGH entweder von 

vornherein nicht in den Anwendungsbereich des Europarechts fallen29 oder jedenfalls nach 

der Meca-Medina-Rechtsprechung normalerweise schon tatbestandlich nicht vom 

Kartellverbot umfasst,30 sodass für eine „Vertiefung“ eines anderweitigen 

Kartellrechtsverstoßes durch eine Schiedsvereinbarung von vornherein kein Raum ist. Hinzu 

kommt noch, dass es kaum sinnvoll ist, die Wirksamkeit einer Schiedsvereinbarung davon 

abhängig zu machen, ob die im Schiedsverfahren zu prüfenden materiell Regelungen oder 

deren Anwendung kartellrechtswidrig sind – dann nämlich müsste das staatliche Gericht 

auf eine Einrede der Schiedsgerichtsbarkeit hin bereits im Rahmen der Zulässigkeitsprüfung 

die Begründetheit prüfen, was u. a. höchst komplexe Beweiserhebungen zu Fragen wie der 

korrekten Analyse von Dopingproben einschließen würde.31

Die Generalanwältin wiederum befasste sich in ihren Schlussanträgen im Fall RFC Seraing 

ausschließlich mit der Wirkungserstreckung schweizerischer Schiedssprüche in den EU-

Mitgliedstaaten sowie mit der staatsgerichtlichen Kontrolldichte in Bezug auf CAS-

Schiedssprüche, nicht hingegen mit der Frage der Wirksamkeit von Schiedsvereinbarungen. 

Aus den Aussagen der Generalanwältin lässt sich daher ebenfalls nicht herleiten, dass 

Schiedsvereinbarungen, die einen Schiedsort in einem Drittland vorsehen, in der EU nicht 
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anerkennungsfähig wären. Wenn überhaupt, lässt sich aus ihren Ausführungen zur 

Kontrolldichte für CAS-Schiedssprüche folgern, dass die Generalanwältin die Vorfrage, ob 

überhaupt eine anzuerkennende Schiedsvereinbarung vorliegt, implizit bejaht.

2. Verweigerung der Anerkennung der Schiedsvereinbarung würde UNÜ verletzen

Verlässt man die Exegese des ISU-Urteils und wendet man sich der Sachfrage zu, ob sich 

EU-Mitgliedsstaaten weigern dürfen, Sportschiedsvereinbarungen anzuerkennen, wenn und 

weil sie fremdbestimmt abgeschlossen wurden, einen Schiedsort außerhalb der EU 

vorsehen und zu „selbstvollstreckenden“ Schiedssprüchen führen können, so ist diese 

Frage jedenfalls im Anwendungsbereich des UNÜ eindeutig zu verneinen.

Der Anwendungsbereich des UNÜ ist für alle hier interessierenden Konstellationen eröffnet: 

Alle EU-Mitgliedstaaten (und auch alle Staaten außerhalb der EU, in denen relevante 

Sportschiedsgerichte ihren Schiedsort haben)32 sind Unterzeichner des UNÜ. Auch ist das 

UNÜ unabhängig davon anwendbar, ob es sich um eine fremdbestimmt geschlossene 

Schiedsvereinbarung handelt. Aus Art. I Abs. 2 UNÜ wird zwar allgemein abgeleitet, dass 

das Schiedsverfahren auf eine Willensäußerung der Parteien zurückgehen muss.33 Dieses 

Merkmal wird aber weit verstanden und dient vor allem der Abgrenzung zur gesetzlich 

angeordneten Schiedsgerichtsbarkeit, die nach herrschender Meinung nicht vom UNÜ 

erfasst wird.34 Ob die Freiwilligkeit der privatautonomen Willensäußerung im Sinne von 

Fremdbestimmung oder gar Zwang im Sinne von § 123 BGB eingeschränkt war, ist daher 

eine (nach dem auf die Schiedsvereinbarung anwendbaren Recht zu beantwortende) Frage 

im Rahmen von Art. II UNÜ, nicht hingegen eine solche der Anwendbarkeit des UNÜ.35 Die 

von der Generalanwältin im Fall RFC Seraing angedeutete – aber offen gelassene – 

gegenteilige Position würde letztlich den EU-Mitgliedstaaten unterstellen, die Anwendung 

des UNÜ stillschweigend unter den Vorbehalt gestellt zu haben, dass die 

Schiedsvereinbarung uneingeschränkt freiwillig geschlossen wurde. Davon abgesehen, 

dass Anwendungsvorbehalte durch förmliche völkerrechtliche Erklärung erfolgen müssen, 

sind alle zulässigen Vorbehalte der Vertragsstaaten in Art. I Abs. 3 UNÜ abschließend 

geregelt36 – „Zwangsschiedsgerichtsbarkeit“ ist keiner hiervon 
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und wäre deshalb nach Art. 19 lit. b) der Wiener Vertragsrechtskonvention37 als Vorbehalt 

ohnehin völkerrechtlich unzulässig. Dementsprechend ist es in Rechtsprechung und 

Literatur zu Recht einhellige Meinung, dass auch Schiedsvereinbarungen, die als 

Voraussetzung für die Teilnahme am sportlichen Wettkampf akzeptiert werden müssen, 

unter das UNÜ fallen.38

Unter dem somit anwendbaren UNÜ ist streitig, ob es überhaupt zulässig ist, im Vorhinein 

einer Schiedsvereinbarung die Wirksamkeit abzusprechen (was in Deutschland prozessual 

in Verfahren nach § 1032 Abs. 1, 3, § 1040 Abs. 3 S. 2 ZPO möglich wäre), nur weil ein auf 
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sie gestütztes Schiedsverfahren möglicherweise EU-Kartellrecht und damit den ordre public 

verletzen könnte.39 Selbst wenn man diese Möglichkeit aber bejaht, lässt das UNÜ 

jedenfalls eindeutig keine Diskriminierung zwischen „guten“ und „schlechten“ 

ausländischen Schiedsorten zu.40 Da fremdbestimmt abgeschlossene 

Schiedsvereinbarungen im Sport, die zu selbstvollstreckenden Schiedssprüchen führen 

können, bei ausländischem Schiedsort in einem anderen EU-Mitgliedstaat unstreitig mit EU-

Recht vereinbar sind, kann für Schiedsorte in Drittstaaten daher nichts anderes gelten. 

3. Anerkennungsfähigkeit nach UNÜ ist auch für das EU-Recht verbindlich

Dass es mit dem UNÜ unvereinbar ist, drittstaatliche Schiedsorte gegenüber Schiedsorten 

in anderen EU-Mitgliedstaaten zu benachteiligen, ist auch aus Perspektive des EU-Rechts 

beachtlich. Denn Vorgaben des Völkerrechts, die – wie das UNÜ – für alle EU-

Mitgliedsstaaten verbindlich sind, sind nach der Rechtsprechung des EuGH bei der 

Auslegung des Unionsrechts zu berücksichtigen.41

Ohnehin fehlt es aber an einem tragfähigen Grund dafür, das EU-Kartellrecht (oder den 

unionsrechtlichen Justizgewährungsanspruch aus Artikel 19 Abs. 1 Satz 3 EUV) so 

auszulegen, dass Schiedsvereinbarungen unwirksam sind, wenn der Schiedsort außerhalb 

der EU liegt – noch dazu unter Verletzung der völkerrechtlichen Verpflichtungen aller EU-

Mitgliedstaaten aus dem UNÜ. Der einzig mögliche Anknüpfungspunkt hierfür wären nicht 

hinnehmbare Rechtsschutzlücken im Hinblick auf die Durchsetzung des EU-Rechts. Für 

derartige Rechtsschutzlücken im Vergleich zu – unionsrechtlich unstreitig 

unproblematischen – ausländischen Schiedsorten in anderen EU-Mitgliedsstaaten gibt es 

jedoch keinerlei Anhaltspunkte.

Dass es solche Rechtsschutzlücken nicht gibt, dürfte jedenfalls dann völlig offensichtlich 

sein, wenn es sich um ein Sportschiedsverfahren handelt, das nicht auf einer 

fremdbestimmt abgeschlossenen Schiedsvereinbarung beruht. Denn in solchen Fällen gibt 

es überhaupt keinen Unterschied zu Handelsschiedsverfahren (sogar bei 

„selbstvollstreckenden“ Schiedssprüchen, weil es diese auch in der 

Handelsschiedsgerichtsbarkeit in großer Zahl gibt42). Die Handelsschiedsgerichtsbarkeit 

wurde vom EuGH in Eco Swiss für unproblematisch gehalten43 und dementsprechend 

ausdrücklich ausgeklammert, als der EuGH in Achmea44 und Komstroy45 Bedenken gegen 

Intra-EU-Investitionsschiedsverfahren bzw. die Generalanwältin in RFC Seraing46 Vorbehalte 

gegen CAS-Schiedssprüche formulierten.

Aber selbst wenn es sich um eine fremdbestimmt geschlossene Schiedsvereinbarung 

handelt, die zu einem „selbstvollstreckenden“ Schiedsspruch führen kann, treten keine 

relevanten Rechtsschutzlücken zu Tage.

Zunächst einmal hat jede Partei der Schiedsvereinbarung entgegen der Annahme des 

EuGH47 auch bei Schiedsorten in Drittstaaten die Möglichkeit, beim Schiedsgericht oder vor 

den nationalen Gerichten in EU-Mitgliedstaaten den Erlass von einstweiligen 
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Sicherungsmaßnahmen zu beantragen. Was die Kompetenz des Schiedsgerichts zum 

Erlasse einstweiliger Anordnungen angeht, ergibt sich diese in aller Regel ausdrücklich aus 

der lex arbitri (so etwa in Deutschland § 1041 ZPO, in der Schweiz Artikel 183 IPRG),48 

sonst aber auch aus der einschlägigen Schiedsordnung (bspw. Artikel R37 CAS Code oder 

Artikel 12.6(j) Sport Resolutions Arbitration Rules). Aber auch vor staatlichen Gerichten 

bleibt das Nachsuchen einstweiligen Rechtschutzes möglich (so jedenfalls in 

Deutschland49, siehe den nach h. M. nicht abdingbaren50 § 1033 i.V. m. § 1025 II ZPO).

Ferner ist von der Frage, ob der ausländische Schiedsort innerhalb oder außerhalb der EU 

liegt, völlig unabhängig, was die im Schiedsverfahren unterlegene Partei tun muss, um für 

sie nachteilige Rechtswirkungen in einem (anderen) EU-Mitgliedstaat zu verhindern. Jeweils 

muss sie sich im EU-Exequaturstaat gegen die Anerkennung des ausländischen 

Schiedsspruchs zur Wehr setzen, indem sie einen An-
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erkennungsverweigerungsgrund im Sinne von Artikel V UNÜ darlegt und nötigenfalls 

beweist.51 Dies kann inzident geschehen, beispielsweise im Rahmen einer (Verfügungs-

)Klage vor einem EU-mitgliedstaatlichen Gericht auf Teilnahme an einem Wettbewerb. Hier 

muss der (Verfügungs-)Kläger darlegen und ggf. beweisen, dass der ihn sperrende 

Schiedsspruch nicht anerkennungsfähig ist. Jedenfalls in Deutschland kann aber auch eine 

negative Feststellungsklage gerichtet auf fehlende Anerkennungsfähigkeit des 

Schiedsspruchs erhoben werden, um diese Frage rechtskräftig klären und in 

Folgeprozessen nicht mehr jedes Mal einzeln durchfechten zu müssen.52 Sowohl bei 

inzidenter Prüfung der Anerkennungsfähigkeit als auch im Falle einer negativen 

Feststellungsklage hat das befasste Gericht in einem EU-Mitgliedsstaat selbstverständlich 

Unionsrecht anzuwenden und kann, falls nötig, dem EuGH im Wege des 

Vorabentscheidungsverfahrens Fragen zur Auslegung des EU-Rechts vorlegen. Einmal mehr 

gibt es keinen Unterschied zu einem Schiedsverfahren, dessen Schiedsort in einem anderen 

EU-Mitgliedsstaat liegt. Ebenfalls gibt es keinen Unterschied zu Handelsschiedsverfahren, in 

denen ein Schiedsspruch mit nicht vollstreckungsfähigem Inhalt ergeht.

Zwar trifft zu, dass die Partei, die sich gegen die Anerkennung des Schiedsspruchs zur Wehr 

setzt, dies im für sie schlimmsten Fall in jedem EU-Mitgliedsstaat einzeln tun muss53 – im 

Beispiel der Wettkampfsperre etwa dann, wenn diese Partei in jedem EU-Mitgliedstaat 

Wettkämpfe bestreiten will (was freilich ein sehr theoretisches Szenario ist). Denn selbst 

wenn diese Partei in einem EU-Mitgliedsstaat rechtskräftig feststellen lässt, dass der 

Schiedsspruch nicht anerkennungsfähig ist, hat dieses Urteil keine Rechtskraft in anderen 

EU-Mitgliedsstaaten. Schließlich sind Urteile, welche die Schiedsgerichtsbarkeit betreffen, 

ausdrücklich aus dem Anwendungsbereich der Brüssel Ia-VO ausgenommen (Artikel 1 Abs. 

2 lit. d) Brüssel Ia-VO). Jedoch gilt genau dasselbe, wenn es um einen Schiedsspruch geht, 
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der mit Schiedsort innerhalb der EU erlassen wurde. Der einzige Unterschied zwischen 

einem Schiedsort innerhalb und außerhalb der EU besteht darin, dass nur im ersten Fall der 

Schiedsspruch in einem EU-Mitgliedsstaat aufgehoben werden kann (nämlich in 

demjenigen, in dem der Schiedsort liegt). Selbst wenn eine solche Aufhebung glückt, 

bedeutet das aber nicht automatisch, dass der Schiedsspruch in anderen EU-

Mitgliedsstaaten nicht mehr anerkannt wird. Das liegt daran, dass in mehreren Staaten die 

Aufhebung des Schiedsspruchs im Sitzstaat nicht als Anerkennungshinderungsgrund gilt 

(insbesondere in Frankreich54, unter gewissen Voraussetzungen aber auch in Österreich55) 

oder die Gerichte jedenfalls Ermessen haben, einen Schiedsspruch trotz Aufhebung am 

Schiedsort anzuerkennen (so etwa in den Niederlanden56).57 Außerdem unterscheidet sich 

diese Situation in keiner Weise von Handelsschiedsverfahren mit Sitz außerhalb der EU – 

auch hier kann der Schiedsspruch nur außerhalb der EU aufgehoben werden und die 

unterlegene Partei muss sich innerhalb der EU damit begnügen, die Anerkennung zu 

verhindern. 

Hinzu kommt noch, dass die vom EuGH in der ISU-Entscheidung betonte Möglichkeit, nicht 

nur im Kontext von Schadensersatzklagen oder Verfahren vor der Kommission, sondern 

bereits im Rahmen des Primärrechtsschutz den EuGH anrufen zu können, gerade in 

denjenigen sportrechtlichen Streitigkeiten, die typischerweise von fremdbestimmt 

geschlossenen Schiedsvereinbarungen gekennzeichnet sind, oftmals rein theoretischer 

Natur ist.58 Denn in solchen Fällen besteht das Rechtsschutzziel meistens darin, an einem 

bald stattfindenden Wettbewerb teilnehmen zu können (entgegen einem Schiedsspruch, der 

eine Wettkampfsperre bestätigt, einen Qualifikationswettbewerb in bestimmter Weise 

wertet, eine Nominierung zum Wettkampf versagt o. ä.). Hier ist effektiver Rechtsschutz vor 

staatlichen Gerichten in aller Regel nur im einstweiligen Rechtsschutz möglich, weil der 

Wettbewerb, um den es geht, bis zum Ergehen einer Entscheidung in der Hauptsache 

normalerweise bereits stattgefunden haben wird. Für eine Anrufung des EuGH ist in solchen 

Fällen überhaupt keine Zeit. Selbst wenn man daher davon ausginge, dass eine solche 

Anrufung durch die Wahl eines Schiedsorts in einem Drittland unmöglich oder unzumutbar 

erschwert wäre (was aber gar nicht zutrifft, siehe oben), würde dies in der Praxis häufig gar 

keine Auswirkung haben.

Aus all diesen Gründen sind keine Rechtsschutzlücken im Hinblick auf die unionsrechtliche 

Überprüfung schiedsgerichtlicher Entscheidungen aus Drittstaaten erkennbar. Daher bleibt 

es dabei, dass nach den Vorgaben des UNÜ auch solche Schiedsvereinbarungen innerhalb 

der EU anzuerkennen sind, die fremdbestimmt geschlossen werden, „selbstvollstreckende“ 

Schiedssprüche ermöglichen und einen Schiedsort außerhalb der EU vorsehen.

Erst recht muss dies gelten für Schiedsvereinbarungen in Bezug auf Anti-Doping-

Streitigkeiten. Denn hier kommt neben dem UNÜ als weitere völkerrechtliche Vorgabe das 

Internationale Übereinkommens gegen Doping im Sport (UNESCO-Übereinkommen)59 
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hinzu. Auch dieses wurde von sämtlichen EU-Mitgliedstaaten ratifiziert. Sein Hauptzweck, 

die Anti-Doping-Arbeit international zu harmonisieren,60 würde voll-
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ständig unterlaufen, wenn Dopingverstöße von EU-Athleten in Zukunft durch die eigenen 

nationalen Gerichte entschieden würden. In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, 

dass vor allem (aber nicht nur) in Staaten, in denen die Unabhängigkeit der Gerichte wenig 

ausgeprägt ist, eine reale Gefahr besteht, dass „nationale Sporthelden“ vor den Gerichten 

des Heimatstaates eine „wohlwollendere“ Prüfung erwartet als vor einem internationalen 

Sportschiedsgericht. Darüber hinaus sieht der WADC – wie erwähnt – die zwingende 

letztinstanzliche Zuständigkeit des CAS vor, die zu den Grundsätzen des WADC zählt, auf 

die sich die Signatarstaaten in Art. 4 Abs. 1 des UNESCO-Übereinkommens völkerrechtlich 

verpflichtet haben.61 Diese völkerrechtliche Pflicht zur Anerkennung des CAS würde (neben 

dem UNÜ) verletzt, wenn CAS-Schiedsvereinbarungen die Anerkennung versagt würde mit 

der Begründung, dass es sich – wie den Unterzeichnerstaaten des UNESCO-

Übereinkommens bekannt war – bei Anti-Doping-Schiedsvereinbarungen zum CAS um 

fremdbestimmt abgeschlossene Schiedsvereinbarungen handelt, welche zu einem 

„selbstvollstreckenden“ Schiedsspruch führen können und einen Schiedsort außerhalb der 

EU vorsehen.

III. Unionsrechtliche Überprüfung von Sportschiedssprüchen

Wie bereits erwähnt, befassen sich die Schlussanträge der Generalanwältin in der 

Rechtssache RFC Seraing nicht mit der Schiedsvereinbarung, sondern ausschließlich mit 

der Frage, inwieweit ein CAS-Schiedsspruch innerhalb der EU anzuerkennen ist. Dem 

Vorabentscheidungsverfahren in diesem Fall liegt stark vereinfacht folgender Sachverhalt 

zugrunde: Der belgische Fußballverein RFC Seraing wurde von der FIFA-

Disziplinarkommission mit einer Transfersperre belegt, weil er gegen eine bestimmte FIFA-

Regelung verstoßen habe. Die hiergegen gerichtete Berufung von RFC Seraing beim CAS 

blieb weitgehend erfolglos; insbesondere hielt der CAS die zugrundeliegende FIFA-Regelung 

– ausdrücklich auch nach Unionsrecht und EMRK62 – für wirksam. Das Schweizerische 

Bundesgericht verwarf anschließend die Beschwerde von RFC Seraing, mit welcher die 

Aufhebung des CAS-Schiedsspruchs begehrt wurde. Parallel zu den Verfahren in der 

Schweiz begehrte RFC Seraing vor den belgischen Gerichten u. a. die Feststellung der EU-

Rechtswidrigkeit der besagten FIFA-Regelung. Das belgische Berufungsgericht wies die 

Klage nach Erlass des Urteils des Schweizerischen Bundesgerichts zurück, weil ein 

rechtskräftiger Schiedsspruch nach belgischem Recht ohne Exequaturverfahren 

urteilsgleiche Wirkung habe und diese Rechtskraft beim CAS-Schiedsspruch eingetreten sei, 

als das Schweizerische Bundesgericht die hiergegen gerichtete Beschwerde 

zurückgewiesen habe.63 Mit dieser Begründung sah sich das belgische Berufungsgericht 

ohne weitere Prüfung an den CAS-Schiedsspruch gebunden und daran gehindert, über 
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mögliche Verstöße der FIFA-Regelung gegen Unionsrecht zu entscheiden. Da dies offenbar 

auch der belgische Kassationsgerichtshof im Rahmen des von RFC Seraing angestrengten 

Revisionsverfahrens so sah, legte er dem EuGH die Frage vor, ob es mit Art. 19 EUV in 

Verbindung mit Art. 267 AEUV und Art. 47 der EU-Grundrechtecharta vereinbar sei, den 

Grundsatz der Rechtskraft auf einen Schiedsspruch anzuwenden, dessen Vereinbarkeit mit 

Unionsrecht von einem Gericht eines Drittstaats überprüft worden sei. 

In Deutschland – und anderen EU-Mitgliedstaaten – wäre es zu diesem 

Vorabentscheidungsgesuch wohl kaum gekommen, da jedenfalls die von RFC Seraing 

behaupteten Verstöße der FIFA-Regel gegen EU-Kartellrecht64 (und womöglich auch die 

behaupteten Verstöße gegen Grundfreiheiten)65 zum ordre public gehören und damit nach 

§ 1061 Abs. 1 Satz 1 ZPO i. V. m. Art. V Abs. 2 lit. b) UNÜ zu prüfen gewesen wären.66 

Angesichts der Eco-Swiss-Entscheidung des EuGH wäre es zudem wenig berichtenswert 

gewesen, hätte die Generalanwältin im Fall RFC Seraing die Auffassung vertreten, dass 

Verstöße gegen den unionsrechtlichen67 ordre public der Anerkennung von ausländischen 

Schiedssprüchen (unabhängig vom Schiedsort) entgegenstehen. Die Generalanwältin ging 

jedoch hierüber hinaus: Sie argumentierte im Kern, dass wegen der Fremdbestimmtheit des 

Clubs bei Abschluss der CAS-Schiedsklausel sowie wegen der „selbstvollstreckenden“ 

Wirkung des relevanten CAS-Schiedsspruchs dieser im Unterschied zu 

Handelsschiedssprüchen nicht nur darauf überprüft werden müsse, ob der unionsrechtliche 

ordre public verletzt sei, sondern auf Vereinbarkeit mit allen Vorschriften des Unionsrecht.68

Was die erste Säule der Argumentation der Generalanwältin angeht, also die 

„selbstvollstreckende“ Wirkung von CAS-Schiedssprüchen, ist der Generalanwältin zu 

widersprechen, wenn diese hieraus ableitet, dass sich hierdurch „unweigerlich und erheblich 

die Wahrscheinlichkeit [verringere], dass ein […] Schiedsspruch des CAS […] vor ein 

nationales Gericht [wohl gemeint: eines EU-Mitgliedsstaats] gebracht wird.“69 Richtig ist 

zwar, dass bei solchen Schiedssprüchen der obsiegende Verband kein Verfahren auf 

Vollstreckbarerklärung anstrengen wird. Jedoch hat 
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die unterlegene Schiedspartei im Rahmen der Anerkennungsprüfung genau dieselbe 

Möglichkeit wie im Verfahren auf Vollstreckbarerklärung, ein Gericht im Sinne von Art. 267 

AEUV mit der Frage der Vereinbarkeit des Schiedsspruchs mit dem Unionsrecht zu 

befassen (siehe hierzu bereits oben Abschnitt II.3.). Es ist nicht erkennbar, wieso es aus 

dem Blickwinkel des Unionsrechts, insbesondere der Garantie effektiven Rechtsschutzes, 

einen Unterschied machen soll, auf welchem prozessualen Wege das mitgliedstaatliche 

Gericht befasst wird, jedenfalls wenn – wie hier – mit der verschiedenen prozessualen 

Einkleidung keine Rechtsschutzlücken einhergehen.70 Auch irrt die Generalanwältin, wenn 

sie meint, aus der „selbstvollstreckenden“ Wirkung des CAS-Schiedsspruchs einen 
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relevanten Unterschied zur Handelsschiedsgerichtsbarkeit ableiten zu können, da es auch 

dort – wie oben dargestellt – vielfach „selbstvollstreckende“ Schiedssprüche gibt. Es ist 

nach alledem schwer nachvollziehbar, dass die Generalanwältin die res-judicata-Wirkung 

des streitgegenständlichen CAS-Schiedsspruchs schon allein deshalb für 

unionsrechtswidrig hält, weil angeblich keine realistische Möglichkeit zur Überprüfung eines 

Schiedsspruchs durch das Gericht eines EU-Mitgliedsstaats besteht.71

Die zweite Säule der Argumentation der Generalanwältin wiederum ist nicht mit dem UNÜ in 

Einklage zu bringen. Laut Generalanwältin sei eine unbeschränkte Überprüfung des 

Schiedsspruchs auf Vereinbarkeit mit dem EU-Recht deshalb geboten, weil anders als bei 

Handelsschiedsverfahren keine freiwillige Schiedsvereinbarung vorliege und deshalb auch 

kein freiwilliger Verzicht auf die Anwendung von (nicht dem ordre public zugehörigen) 

Vorschriften des Unionsrechts angenommen werden könne.72 Die Generalanwältin erkennt, 

dass ihre Ansicht für ausländische Schiedssprüche wie diejenigen des CAS einen Konflikt 

mit dem UNÜ heraufbeschwört, meint diesen aber – abgesehen von ihren nicht 

überzeugenden Zweifeln an der Anwendbarkeit des UNÜ auf Zwangsschiedsverfahren73 – 

durch folgenden Kunstgriff umschiffen zu können. Art. V Abs. 2 lit. b lasse zwar lediglich 

eine ordre-public-Kontrolle zu. Die Konkretisierung dieses Vorbehalts unterliege aber der lex 

fori. Der unionsrechtliche Grundsatz des effektiven Rechtsschutzes sei – so die 

Generalanwältin – Teil des ordre public. Dieser verlange eine umfassende Überprüfung des 

Schiedsspruchs im Hinblick auf die Vereinbarkeit mit dem gesamten Unionsrecht. Folglich 

sei diese révision au fond nach Ansicht der Generalanwältin von Art. V Abs. 2 lit. b UNÜ 

gedeckt. Ein UNÜ-Mitgliedsstaat soll also mit anderen Worten die im UNÜ vorgesehene 

ausdrückliche Beschränkung auf eine ordre-public-Kontrolle und die Verpflichtung zur 

Anerkennung und Vollstreckung des Schiedsspruchs (Art. III UNÜ) dadurch aushebeln 

können, dass er kurzerhand seine gesamte Rechtsordnung zum ordre public erklärt.74

Das widerspricht fundamental dem Sinn und Zweck des UNÜ. Nach Art. 31 Abs. 1 der 

Wiener Vertragsrechtskonvention müssen völkerrechtliche Verträge – wie das UNÜ – nach 

Treu und Glauben ausgelegt werden. Dieser Grundsatz wird vom EuGH in ständiger 

Rechtsprechung als Völkergewohnheitsrecht und in dieser Eigenschaft als Bestandteil der 

Rechtsordnung der Union anerkannt.75 Die Ansicht der Generalanwältin würde Art. V Abs. 2 

lit. b sowie Art. III UNÜ ad absurdum führen; denn jeder EU-Mitgliedstaat könnte sich 

hierdurch unter Berufung auf sein innerstaatliches Recht vollständig seinen 

völkerrechtlichen Pflichten aus dem UNÜ entledigen. Dies kann ersichtlich nicht richtig sein, 

erst recht vor dem Hintergrund von Art. 27 der Wiener Vertragsrechtskonvention, wonach 

eine Vertragspartei die Nichterfüllung eines völkerrechtlichen Vertrags nicht unter Berufung 

auf ihr innerstaatliches Recht rechtfertigen kann. Dementsprechend ist zu Recht allgemeine 

Meinung, dass eine Gleichsetzung des ordre public mit einer gesamten Rechtsordnung 

(oder auch nur mit ihren nicht dispositiven Bestandteilen) mit dem UNÜ unvereinbar ist, 
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würde sie doch die vom UNÜ gerade ausgeschlossene révision au fond bedeuten.76 Der 

Ansicht der Generalanwältin ist daher nicht zu folgen. Vielmehr muss es dabei bleiben, dass 

ausländische Schiedssprüche – wie die des CAS – lediglich insoweit einer Überprüfung am 

Maßstab des Unionsrechts unterliegen, wie dieses Bestandteil des ordre public ist.

IV. Zusammenfassung und Ausblick

Zusammenfassend ist nicht davon auszugehen (und weder EuGH noch Generalanwältin 

Ćapeta behaupten dies), dass Schiedsvereinbarungen zugunsten von 

Sportschiedsgerichten wegen Verstoßes gegen EU-Recht unwirksam sind, selbst wenn sie 

einen Schiedsort außerhalb der EU vorsehen, fremdbestimmt geschlossen wurden und 

„selbstvollstreckende“ Schiedssprüche hervorbringen können. Erst recht gilt dies, wenn es 

sich um eine Sportschiedsvereinbarung handelt, der eine oder mehrere dieser drei 

Eigenschaften fehlen. 

Die gegenteilige Auffassung stützt sich zu Unrecht auf das Urteil des EuGH in ISU-Fall. Sie 

würde zudem auf die Forderung hinauslaufen, dass sämtliche Sportschiedsgerichte, deren 

Schiedsort bisher außerhalb der EU liegt und die zumindest teilweise auf fremd-

Haas/Kahlert: Die Zukunft der Sportschiedsgerichtsbarkeit nach ISU 
und RFC Seraing(SpuRt 2025, 221) 229

bestimmt geschlossenen Schiedsvereinbarungen beruhen sowie „selbstvollstreckende“ 

Schiedssprüche hervorbringen können, den Schiedsort nunmehr in die EU verlegen müssten 

– sofern sie nicht wollen, dass der Schiedsvereinbarung (und damit auch den 

Schiedssprüchen) in der EU die Anerkennung versagt wird. Diese Forderung beträfe nicht 

nur internationale Sportschiedsgerichte wie den CAS und Sport Resolutions, sondern auch 

nationale Schiedsgerichte wie etwa New ERA ADR in den USA. Es sollte auf der Hand liegen, 

dass dies mit der transnationalen Natur des Sports – und Völkerrecht in Gestalt von UNÜ 

und, in Anti-Doping-Fällen, dem UNESCO Übereinkommen – unvereinbar ist. Man müsste 

außerdem wohl nicht lange warten, bis ein Drittstaat auf die Idee kommt, als Reaktion nur 

noch Schiedsvereinbarungen anzuerkennen, die einen Schiedsort im eigenen Territorium 

vorsehen. Spätestens dann wird eine zentrale internationale Entscheidungsinstanz im Sport 

unmöglich gemacht, weil ein Schiedsverfahren nicht an zwei Orten gleichzeitig rechtlich 

verortet sein kann und bei Schiedsklauseln in Verbandsregelwerken nicht im Vorhinein 

absehbar ist, aus welchen Ländern die Parteien kommen werden und in welchen Staaten die 

Anerkennung des Schiedsspruchs praktisch relevant werden wird.77 Es ist daher sehr zu 

hoffen, dass er EuGH, wenn er diese Frage bei anderer Gelegenheit tatsächlich entscheiden 

sollte, die völkerrechtlichen Bindungen aller EU-Mitgliedstaaten sowie die Auswirkungen auf 

den internationalen Sport angemessen berücksichtigt.

Im Verfahren RFC Seraing würden, falls der EuGH der Ansicht der Generalanwältin folgen 

sollte, ausländische Sportschiedsgerichte jedenfalls insoweit zu bloßen Vereinsgerichten 

degradiert, als sie Unionsrecht anwenden. Auch dies würde bedeuten, dass außergerechnet 
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die EU unter Verstoß gegen Völkerrecht den bisher existierenden internationalen Konsens 

aufkündigt, wonach eine international einheitliche Regelanwendung im Sport notwendig und 

eine gegenseitige Anerkennung ausländischer Schiedsvereinbarungen und Schiedssprüche 

in hohem Maße sinnvoll ist. Es besteht allerdings berechtigte Hoffnung, dass der EuGH die 

offensichtlichen Schwächen in der Argumentation der Generalanwältin zum Anlass nimmt, 

stattdessen die Überprüfung von Sportschiedssprüchen auf diejenigen Bestandteile des 

Unionsrechts zu beschränken, die dem ordre public zuzuordnen sind.

* Verf. Haas ist ordentlicher Professor an der Universität Zürich und Rechtsanwalt in 
Hamburg; Verf. Kahlert ist Rechtsanwalt und Partner der Martens 
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, München. 
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33 Ehle, in: Wolff, New York Convention, 2. Aufl. 2019, Art. I Rn. 29; Haas/Kahlert, in: 
Weigand/Baumann, Practitioner’s Handbook on International Commercial Arbitration, 3. 
Aufl., 2019, Art. I UNÜ Rn. 21.84 m.w. N.
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37 Wiener Übereinkommen vom 23. Mai 2969 über das Recht der Verträge (BGBl. II 1985, S. 
926).

38 Siehe etwa OLG Düsseldorf, BeckRS 2017, 140328 (Rn. 54); OLG Koblenz, SpuRt 2015, 29 
(30); OLG München, SpuRt 2001, 64); LG Köln, SpuRt 2007, 30 (31); vgl. zudem Adolphsen, 
Internationale Dopingstrafen, 2003, S. 541; Orth, in: Cherkeh/Momsen/Orth, Handbuch 
Sportstrafrecht, 2021, Rn. 434 ff.; Summerer, in: Fritzweiler/Pfister/Summerer, 
Praxishandbuch Sportrecht, 4. Aufl. 2020, Rn. 254. 

39 Abl. etwa Wolff, in: ders., New York Convention, 2. Aufl. 2019, Art. II Rn. 307 m.w. N.

40 Siehe nur Morbach, Der kartellrechtliche ordre public in der internationalen 
Schiedsgerichtsbarkeit, 2021, S. 77. Einzige Ausnahme ist der bereits erwähnte, hier aber 
nicht relevante Gegenseitigkeitsvorbehalt des Art. I Abs. 3 Satz 1 UNÜ (siehe oben Fn. 31).

41 EuGH, Urt. v. 23.1.2014, Rs. C-537/11 (Manzi und Compagnia Naviera Orchestra), 
ECLI:EU:C:2014:19, Rn. 45; ebenso Schlussanträge der Generalanwältin Tamara Ćapeta 
vom 16.1.2025, Rs. C-600/23, ECLI:EU:C:2025:24, Rn. 116 mit Verweis auf EuGH, Urt. v. 
3.6.2008, Rs. C-308/06 (Intertanko u. a.), ECLI:EU:C:2008:312, Rn. 49 ff., insb. 52 sowie Urt. 
v. 14.3.2024, Rs. C-516/22 (Kommission/Vereinigtes Königreich), ECLI:EU:C:2024:231, Rn. 
126

42 Siehe bereits oben vor Fn. 17.

43 EuGH, Urt. v. 1.6.1999, Rs. C-126/97 (Eco Swiss), ECLI:EU:C:1999:269, Rn. 35 f., 40.

44 EuGH, Urt. v. 6.3.2018, Rs. C-284/16 (Achmea), ECLI:EU:C:2018:158, Rn. 55 ff.

45 EuGH, Urt. v. 2.9.2021, Rs. C-741/19 (Republik Moldau/Komstroy), ECLI:EU:C:2021:655, 
Rn. 59 f.

46 Schlussanträge der Generalanwältin Tamara Ćapeta vom 16.1.2025, Rs. C-600/23, 
ECLI:EU:C:2025:24, Rn. 82 ff. zur Übertragbarkeit der Achmea-Rechtsprechung bzw. Rn. 
108 ff. zum Umfang der gerichtlichen Kontrolle von CAS-Schiedssprüchen.

47 EuGH, Urteil vom 21.12.2023, Rs. C-124/21 P (International Skating Union/Kommission), 
ECLI:EU:C:2023:1012, Rn. 224.

48 Siehe zudem Artikel 17 bis 17 I des UNCITRAL Model Law on International Commercial 
Arbitration.

49 Sofern dies in anderen EU-Mitgliedstaaten anders sein sollten, läge – bei unterstellter 
unionsrechtlicher Problematik – als Konsequenz nahe, nicht der Schiedsvereinbarung für 
unionsrechtswidrig zu halten, sondern den Ausschluss staatsgerichtlicher Zuständigkeit für 
Eilrechtsschutz.

50 MüKo-ZPO/Münch, 6. Aufl. 2022, § 1033 ZPO Rn. 17 f.; Wolf/Eslami, in: BeckOK ZPO, 55. 
Ed., Stand: 1.9.2022, Rn. 5; Saenger, in: Saenger, ZPO, 10. Aufl. 2023, Rn. 4; Voit, in: 
Musielak/Voit, ZPO, 22. Aufl. 2025, § 1033 ZPO Rn. 3 m.w. N. (auch zur Gegenansicht).

51 Zu dieser Verteilung der Darlegungs- und Beweislast, die auch bei den von Amts wegen 
zu prüfenden Anerkennungsverweisungsgründen nach Art. V Abs. 2 UNÜ gilt, siehe 
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Haas/Kahlert, in: Weigand/Baumann, Practitioner’s Handbook on International Commercial 
Arbitration, 3. Aufl., 2019, Art. I UNÜ Rn. 21.359 ff. m. w. N.

52 Siehe etwa Adolphsen, Internationale Dopingstrafen, 2003, S. 514 f.; 
Stein/Jonas/Schlosser, 23. Aufl. 2014, § 1061 ZPO Rn. 11m.w. N.; Zöller/Geimer, 34. Aufl. 
2022, § 1061 ZPO Rn. 61.

53 Hierauf verweisend Europäische Kommission, Case AT.40208, 8.12.2017, Rn. 275.

54 Siehe Cour de Cassation, Urteil vom 29.6.2007, (2007) XXXII YCA 299, 302.

55 OHG, Urteil vom 24.3.2021, 3 Ob 2/21x m. Anm. Haas, ecoloex 2022, 139.

56 Siehe Hooge Raad, Urteil vom 24.11.2017, (2018) XLIII YCA 1, 5; ausführlich zur 
international uneinheitlich beantworteten Frage des Ermessens bei Bestehen eines 
Anerkennungshindernisses Haas/Kahlert, in: Weigand/Baumann, Practitioner’s Handbook 
on International Commercial Arbitration, 3. Aufl., 2019, Art. I UNÜ Rn. 21.355ff m. w. N.

57 Siehe zudem Art. IX des (von mehreren EU-Staaten ratifizierten) Europäischen 
Übereinkommens über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit vom 21. April 1961 
(BGBl. II S. 425), welche die Fälle beschränkt, in denen die Aufhebung des Schiedspruchs im 
Sitzstaat als Anerkennungshindernis geltend gemacht werden kann. Eine Aufhebung wegen 
ordre-public-Verstoßes im Sitzstaat gehört gerade nicht dazu.

58 Hierauf verweisend bereits Rigozzi bei einer Podiumsdiskussion am 29. Januar 2025 im 
Rahmen des Swiss Arbitration Summit 2025.

59 Internationales Übereinkommen gegen Doping im Sport vom 19.10.2005, in Deutschland 
in Kraft seit dem 26.3.2007, BGBl. 2007 II S. 354.

60 Vgl. Absatz 19 der Präambel des UNESCO-Übereinkommens; zu diesem Zweck auch 
Netzle, SpuRt 2003, 186 ff.; Weber, SchiedsVZ 2004, 193 ff.

61 BVerfG, NJW 2022, 2677 (2679); BGH, NJW 2016, 2266 (2272); Schmidt, Internationale 
Dopingbekämpfung, 2009, S. 166.

62 Diese fanden als zwingendes ausländisches Recht Anwendung über Art. 19 des 
Schweizerischen Gesetzes über das Internationale Privatrecht (IPRG).

63 Cour d’appel Bruxells, Urteil vom 12.12.2019, Az. 2016/AR/2048, Rn. 90 f. unter Verweis 
auf Art. 1713 § 9 i.V. m. Art. 24 und 28 Code judiciare (entspricht § 1055 i.V. m. § 705 ZPO).

64 MüKo ZPO/Münch, 6. Aufl. 2022, § 1059 ZPO Rn. 56; BeckOK ZPO/Wilske/Markert, 55. 
Ed., Stand: 1.12.2024, § 1059 ZPO Rn. 62 und 63.2. 

65 Siehe Lorenz, in BeckOK BGB, 73. Ed., Stand: 1.2.2025, Art. 6 EGBGB Rn. 15.

66 Man kann sich zudem fragen, ob dasselbe Ergebnis nicht schon nach belgischem Recht 
folgt: Hiernach steht die Anerkennung ausländischer Urteile – wie in Deutschland – unter 
anderem unter dem Vorbehalt einer ordre-public-Prüfung (Art. 25 § 1(1) des Code de droit 
international privé). Da – anders als nach deutschem Recht – in Belgien offenbar keine 
besonderen Vorschriften für die Anerkennung ausländischer Schiedssprüche existieren, 
sondern auch für sie die Anordnung urteilsgleicher Wirkung gilt, erscheint der Gedanke nicht 
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fernliegend, ausländische Schiedssprüche mit ausländischen Urteilen gleich- und damit 
unter den ordre-public-Vorbehalt zu stellen. 

67 Dieser Begriff wird hier der Einfachheit für unionsrechtliche Vorschriften verwendet, die 
jedenfalls in den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten typischerweise zum ordre public 
gezählt werden. Es ist umstritten, ob es einen einheitlichen europäischen ordre public gibt, 
siehe Spickhoff, in: BeckOK BGB, 73. Ed., Stand: 1.8.2024, Rn. 2 m.w. N.

68 Schlussanträge der Generalanwältin Tamara Ćapeta vom 16.1.2025, Rs. C-600/23, 
ECLI:EU:C:2025:24, Rn. 71-80 sowie 111-114.

69 Schlussanträge der Generalanwältin Tamara Ćapeta vom 16.1.2025, Rs. C-600/23, 
ECLI:EU:C:2025:24, Rn. 100.

70 Vgl. in diesem Sinne auch EuGH, Urteil vom 23. März 1982, Nordsee (102/81, 
EU:C:1982:107, Rn. 14. Erstaunlicherweise erkennt die Generalanwältin an anderer Stelle 
selbst, dass es die Möglichkeit gerichtlicher Überprüfung nicht nur im Rahmen der 
Zwangsvollstreckung, sondern auch – wie im Fall RFC Seraing – inzident im Rahmen einer 
anderen Klage geben kann (Schlussanträge der Generalanwältin Tamara Ćapeta vom 
16.1.2025, Rs. C-600/23, ECLI:EU:C:2025:24, Rn. 115), ohne dies aber bei ihrer 
Argumentation zur „Selbstvollstreckung“ zu beachten.

71 So aber Schlussanträge der Generalanwältin Tamara Ćapeta vom 16.1.2025, Rs. C-
600/23, ECLI:EU:C:2025:24, Rn. 105 f.

72 Schlussanträge der Generalanwältin Tamara Ćapeta vom 16.1.2025, Rs. C-600/23, 
ECLI:EU:C:2025:24, Rn. 72 f. sowie 111-114.

73 Siehe hierzu bereits oben Abschnitt II.2.

74 Siehe zum verpfichtenden Charakter von Art. III UNÜ nur Born, International Comercial 
Arbitration, 3. Aufl. 2021 (updated March 2024), § 26.03 (B) 2. 

75 EuGH, Urteil vom 20.10.2022, Rs. C-111/21 (Laudamotion), ECLI:EU:C:2022:808, Rn. 22 ; 
so bereits EuGH, Urt. v. 27.2.2018, Rs. C-266/16 (Western Sahare Campaign UK), 
ECLI:EU:C:2018:118, Rn. 58; EuGH, Urt. v. 22.11.2017, Rs. C-224/16 (Aebrti), 
ECLI:EU:C:2017:880, Rn. 62; EuGH, Urt. v. 11.7.2018, Rs. C-15/17 (Bosphorus Queen 
Shipping), ECLI:EU:C:2018:557, Rn. 67.

76 Born, International Commercial Arbitration, 3. Aufl (updated March 2024), § 26.05 (C) (9); 
Wolff, in: ders., New York Convention, 2. Aufl. 2019, Art. V Rn. 19, 504, 561 m. w. N. Es 
erstaunt, dass sich die Generanalwältin – wenn auch zu Unrecht – auf die soeben 
genannten Werke beruft, um ihre (unberechtigten) Zweifel an der Anwendbarkeit des UNÜ 
zu belegen (Fußnote 68 der Schlussanträge), jedoch versäumt darauf hinzuweisen, dass 
sich aus demselben Quellen unschwer die Unhaltbarkeit ihrer Ansicht zur vom UNÜ 
geforderten ordre-public-Kontrolle ergibt.

77 Diese Konsequenz benennt auch Hülskötter, SpuRt 2024, 78 (86). 
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